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Information über Beschluss mit Folgekosten

Hinweise: Bitte jedes der unten stehenden Felder befüllen und maximal zwei bis drei Seiten!

Referat: DIR / FgR Haupt-/Abteilung(en) 
(Bereich): OB / FgR

betroffene Referate:

Öffentliche BV: Nicht-Öffentliche BV: Federführung: FgR

Arbeitstitel geplanter Beschluss:Ausbau kommunaler Fachnetzwerke gegen Rechtsextremismus für 
ein demokratisches München! - Teil2 (BEFORE)

1. Aufgabe

1.1 Kurze Beschreibung der Aufgabe: 
Ausbau zentraler Stellen und Arbeitsressourcen im kommunalen Fachnetzwerk gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Menschenfeindlichkeit. Besonders gestärkt werden sollen 
Tätigkeiten im Bereich der Beratung von Betroffenen von Diskriminierung. 

1.2 Aufgabenart

Pflichtaufgabe freiwillige Aufgabe bürgernahe Aufgabe 

Daueraufgabe zeitlich begrenzte Aufgabe 

Kurze Begründung: Bekämpfung von Rechtsextremismus kann im Moment nicht als zeitlich 
beschränkte Aufgabe betrachtet werden. Zukünftig sind eher vermehrte Herausforderungen in diesem 
Bereich zu erwarten.

1.3 Auslöser des Mehrbedarfs

inhaltlich/ qualitative
Veränderung der Aufgabe neue Aufgabe 

quantitative 
Aufgabenausweitung 

Kurze Erläuterung: Da mehr Aktivitäten der extremen Rechten zu verzeichnen sind, sowie ein 
Einsickern von Ideologien der Ungleichwertigkeit in die Mitte der Gesellschaft, gibt es mehr Bedarf an 
Antidiskriminierungsberatung. Besonders gefördert werden soll die Beratungstätigkeit (zusätzlich min. 
20 h / Woche). Der konkrete Einsatz der restlichen Mittel ist zwischen Projektsteuerung und Projekt 
abzustimmen. 

2. Finanzielle Auswirkungen

2.1 Zahlungen gesamt 2020 - 2024

2.1.1 Gesamteinzahlungen konsumtiv 0 €

2.1.2 Gesamtauszahlungen konsumtiv
500.000 Euro 

2.1.3 Gesamteinzahlungen investiv 0 €

2.1.4 Gesamtauszahlungen investiv 0 €
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2.2 konsumtiv Planjahr 2020

2.2.1 Einzahlungen 0 €

2.2.1.1 Zuwendungen und allgemeine 0 €

2.2.1.2 Sonstige Transfereinzahlungen 0 €

2.2.1.3 Öffentlich-rechtliche 0 €

2.2.1.4 Privatrechtliche 0 €

2.2.1.5 Kostenerstattungen und 0 €

2.2.1.6 Sonstige Einzahlungen aus lfd. 0 €

2.2.2 Auszahlungen 100.000 €

2.2.2.1 Personalauszahlungen 0 €

2.2.2.2 Auszahlungen für Sach- und 
Dienstleistungen

0 €

2.2.2.3 Arbeitsplatzkosten 0 €

2.2.2.4 Transferauszahlungen 100.000 €

2.2.2.5 Sonstige Auszahlungen aus lfd.

2.3 investiv Planjahr 2020

2.3.1 Einzahlungen 0 €

2.3.2 Auszahlungen 0 €

3. Erforderliche Stellenbemessung gem. Leitfaden ist erfolgt?   ja   nein

4. Geltend gemachter Bedarf 

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für das 
Planjahr

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für den 
Gesamtzeitraum

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

bereits für die Aufgabe 
eingesetzt

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

5. zusätzlicher Büroraumbedarf

5.1 Kann der geltend gemachte Stellenbedarf in den vorhandenen Bestandsflächen des Referats 
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untergebracht werden?

 ja   nein  teilweise

5.2 Falls „nein“ / „teilweise“ ausgewählt wurde: Für wie viele der in Ziffer 3 gemeldeten VZÄ wird 
Büroflächenbedarf ausgelöst?

6. Refinanzierung 

6.1 des geltend gemachten Stellenbedarfs:

Art: Höhe in %:

6.2 des geltend gemachten Sachmittelbedarfs:

Art: Höhe in %:
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